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Allgemeine Grundsätze
§ 14 SGB I – Beratung

• Jeder hat Anspruch auf Beratung über seine
Rechte und Pflichten nach diesem Gesetzbuch.
Zuständig für die Beratung sind die
Leistungsträger, denen gegenüber die Rechte
geltend zu machen oder die Pflichten zu erfüllen
sind.
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Allgemeine Grundsätze
§ 16 SGB I – Antragstellung
• Anträge auf Sozialleistungen sind beim zuständigen Leistungsträger zu

stellen. Sie werden auch von allen anderen Leistungsträgern, von allen
Gemeinden und bei Personen, die sich im Ausland aufhalten, auch von den
amtlichen Vertretungen der Bundesrepublik Deutschland im Ausland
entgegengenommen.

• Anträge, die bei einem unzuständigen Leistungsträger, bei einer für die
Sozialleistung nicht zuständigen Gemeinde oder bei einer amtlichen
Vertretung der Bundesrepublik Deutschland im Ausland gestellt werden,
sind unverzüglich an den zuständigen Leistungsträger weiterzuleiten. Ist
die Sozialleistung von einem Antrag abhängig, gilt der Antrag als zu dem
Zeitpunkt gestellt, in dem er bei einer der in Satz 1 genannten Stellen
eingegangen ist.

• Die Leistungsträger sind verpflichtet, darauf hinzuwirken, dass
unverzüglich klare und sachdienliche Anträge gestellt und unvollständige
Angaben ergänzt werden.
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Allgemeine Grundsätze
§ 17 SGB I – Ausführung der Sozialleistungen
• Die Leistungsträger sind verpflichtet, darauf hinzuwirken, dass

▫ jeder Berechtigte die ihm zustehenden Sozialleistungen in zeitgemäßer Weise, umfassend und
zügig erhält,

▫ die zur Ausführung von Sozialleistungen erforderlichen sozialen Dienste und Einrichtungen
rechtzeitig und ausreichend zur Verfügung stehen,

▫ der Zugang zu den Sozialleistungen möglichst einfach gestaltet wird, insbesondere durch
Verwendung allgemein verständlicher Antragsvordrucke und

▫ ihre Verwaltungs- und Dienstgebäude frei von Zugangs- und Kommunikationsbarrieren sind
und Sozialleistungen in barrierefreien Räumen und Anlagen ausgeführt werden.

• Hörbehinderte Menschen haben das Recht, bei der Ausführung von Sozialleistungen,
insbesondere auch bei ärztlichen Untersuchungen und Behandlungen, Gebärdensprache zu
verwenden. Die zuständigen Leistungsträger sind verpflichtet, die durch die Verwendung
der Gebärdensprache und anderer Kommunikationshilfen entstehenden Kosten zu tragen.

• In der Zusammenarbeit mit gemeinnützigen und freien Einrichtungen und Organisationen
wirken die Leistungsträger darauf hin, dass sich ihre Tätigkeit und die der genannten
Einrichtungen und Organisationen zum Wohl der Leistungsempfänger wirksam ergänzen.
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Allgemeine Grundsätze
§ 60 SGB I - Angabe von Tatsachen
• Wer Sozialleistungen beantragt oder erhält, hat

▪ alle Tatsachen anzugeben, die für die Leistung
erheblich sind, und auf Verlangen des zuständigen
Leistungsträgers der Erteilung der erforderlichen
Auskünfte durch Dritte zuzustimmen,

▪ Änderungen in den Verhältnissen, die für die
Leistung erheblich sind oder über die im
Zusammenhang mit der Leistung Erklärungen
abgegeben worden sind, unverzüglichmitzuteilen,

▪ Beweismittel zu bezeichnen und auf Verlangen
des zuständigen Leistungsträgers Beweisurkunden
vorzulegen oder ihrer Vorlage zuzustimmen.
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Allgemeine Grundsätze
§ 61ff. SGB I – Formen der Mitwirkung
• Wer Sozialleistungen beantragt oder erhält,

▪ soll auf Verlangen des zuständigen Leistungsträgers zur mündlichen Erörterung des Antrags
oder zur Vornahme anderer für die Entscheidung über die Leistung notwendiger Maßnahmen
persönlich erscheinen, § 61.

▪ soll sich auf Verlangen des zuständigen Leistungsträgers ärztlichen und psychologischen
Untersuchungsmaßnahmen unterziehen, soweit diese für die Entscheidung über die
Leistung erforderlich sind, § 62.

• Wer wegen Krankheit oder Behinderung Sozialleistungen beantragt oder erhält, soll
sich auf Verlangen einer Heilbehandlung unterziehen, wenn zu erwarten ist, dass
sie eine Besserung seines Gesundheitszustandes herbeiführen oder eine
Verschlechterung verhindern wird, § 63.

• Wer wegen Minderung der Erwerbsfähigkeit, anerkannten Schädigungsfolgen oder
wegen Arbeitslosigkeit Sozialleistungen beantragt oder erhält, soll auf Verlangen des
zuständigen Leistungsträgers an Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
teilnehmen, wenn bei angemessener Berücksichtigung seiner beruflichen Neigung
und seiner Leistungsfähigkeit zu erwarten ist, dass sie seine Erwerbs- oder
Vermittlungsfähigkeit auf Dauer fördern oder erhalten werden, § 64.
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Allgemeine Grundsätze
§ 65 SGB I – Grenzen der Mitwirkung
• Die Mitwirkungspflichten nach den §§ 60 bis 64 bestehen nicht, soweit

▪ ihre Erfüllung nicht in einem angemessenen Verhältnis zu der in Anspruch genommenen
Sozialleistung oder ihrer Erstattung steht oder

▪ ihre Erfüllung dem Betroffenen aus einem wichtigen Grund nicht zugemutet werden
kann oder

▪ der Leistungsträger sich durch einen geringeren Aufwand als der Antragsteller oder
Leistungsberechtigte die erforderlichenKenntnisse selbst beschaffen kann.

• Behandlungen und Untersuchungen,

▪ bei denen im Einzelfall ein Schaden für Leben oder Gesundheit nicht mit hoher
Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden kann,

▪ die mit erheblichen Schmerzen verbunden sind oder

▪ die einen erheblichen Eingriff in die körperliche Unversehrtheit bedeuten,

können abgelehnt werden.

• Angaben, die dem Antragsteller, dem Leistungsberechtigten oder ihnen nahestehende Personen
die Gefahr zuziehen würde, wegen einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit verfolgt
zu werden, können verweigert werden.
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Allgemeine Grundsätze
§ 65a SGB I – Aufwendungsersatz
• Wer einem Verlangen des zuständigen

Leistungsträgers nach den §§ 61 oder 62
nachkommt, kann auf Antrag Ersatz seiner
notwendigen Auslagen und seines
Verdienstausfalles in angemessenem Umfang
erhalten. Bei einem Verlangen des zuständigen
Leistungsträgers nach § 61 sollen Aufwendungen
nur in Härtefällen ersetzt werden.

• Absatz 1 gilt auch, wenn der zuständige
Leistungsträger ein persönliches Erscheinen oder
eine Untersuchung nachträglich als notwendig
anerkennt.
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Allgemeine Grundsätze
§ 66 SGB I – Folgen fehlender Mitwirkung
• Kommt derjenige, der eine Sozialleistung beantragt oder erhält, seinen

Mitwirkungspflichten nach den §§ 60 bis 62, 65 nicht nach und wird hierdurch die
Aufklärung des Sachverhalts erheblich erschwert, kann der Leistungsträger ohne weitere
Ermittlungen die Leistung bis zur Nachholung der Mitwirkung ganz oder teilweise
versagen oder entziehen, soweit die Voraussetzungen der Leistung nicht nachgewiesen
sind. Dies gilt entsprechend, wenn der Antragsteller oder Leistungsberechtigte in anderer
Weise absichtlich die Aufklärung des Sachverhalts erheblich erschwert.

• Kommt derjenige, der eine Sozialleistung wegen Pflegebedürftigkeit, wegen
Arbeitsunfähigkeit, wegen Gefährdung oder Minderung der Erwerbsfähigkeit, anerkannten
Schädigungsfolgen oder wegen Arbeitslosigkeit beantragt oder erhält, seinen
Mitwirkungspflichten nach den §§ 62 bis 65 nicht nach und ist unter Würdigung aller
Umstände mit Wahrscheinlichkeit anzunehmen, dass deshalb die Fähigkeit zur
selbständigen Lebensführung, die Arbeits-, Erwerbs- oder Vermittlungsfähigkeit
beeinträchtigt oder nicht verbessert wird, kann der Leistungsträger die Leistung bis zur
Nachholung der Mitwirkung ganz oder teilweise versagen oder entziehen.

• Sozialleistungen dürfen wegen fehlender Mitwirkung nur versagt oder
entzogen werden, nachdem der Leistungsberechtigte auf diese Folge
schriftlich hingewiesen worden ist und seiner Mitwirkungspflicht nicht
innerhalb einer ihm gesetzten angemessenen Frist nachgekommen ist.
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Allgemeine Grundsätze
§ 67 SGB I – Nachholung der Mitwirkung 

• Wird die Mitwirkung nachgeholt und liegen die
Leistungsvoraussetzungen vor, kann der
Leistungsträger Sozialleistungen, die er nach §
66 versagt oder entzogen hat, nachträglich ganz
oder teilweise erbringen.
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Antragsverfahren

§ 13 SGB X - Bevollmächtigte und Beistände
• Ein Beteiligter kann sich durch einen Bevollmächtigten

vertreten lassen. Die Vollmacht ermächtigt zu allen das
Verwaltungsverfahren betreffenden Verfahrenshandlungen,
sofern sich aus ihrem Inhalt nicht etwas anderes ergibt. Der
Bevollmächtigte hat auf Verlangen seine Vollmacht schriftlich
nachzuweisen.

• Ist für das Verfahren ein Bevollmächtigter bestellt,
muss sich die Behörde an ihn wenden. Sie kann sich an
den Beteiligten selbst wenden, soweit er zur Mitwirkung
verpflichtet ist. Wendet sich die Behörde an den Beteiligten,
muss der Bevollmächtigte verständigt werden.

• Ein Beteiligter kann zu Verhandlungen und Besprechungen
mit einem Beistand erscheinen. Das von dem Beistand
Vorgetragene gilt als von dem Beteiligten vorgebracht, soweit
dieser nicht unverzüglich widerspricht.
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Antragsverfahren
§ 19 SGB X - Amtssprache 

• Die Amtssprache ist deutsch.

• Hörbehinderte Menschen haben das Recht, zur
Verständigung in der Amtssprache
Gebärdensprache zu verwenden; Aufwendungen
für Dolmetscher sind von der Behörde oder dem
für die Sozialleistung zuständigen
Leistungsträger zu tragen.
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Antragsverfahren
§ 20 SGB X - Untersuchungsgrundsatz 
• Die Behörde ermittelt den Sachverhalt von
Amts wegen. Sie bestimmt Art und Umfang der
Ermittlungen; an das Vorbringen und an die
Beweisanträge der Beteiligten ist sie nicht
gebunden.

• Die Behörde hat alle für den Einzelfall bedeutsamen,
auch die für die Beteiligten günstigen
Umstände, zu berücksichtigen.

• Die Behörde darf die Entgegennahme von
Erklärungen oder Anträgen, die in ihren
Zuständigkeitsbereich fallen, nicht deshalb
verweigern, weil sie die Erklärung oder den Antrag
in der Sache für unzulässig oder unbegründet hält.
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Antragsverfahren
§ 24 SB X - Anhörung Beteiligter 

• Bevor ein Verwaltungsakt erlassen wird, der in
Rechte eines Beteiligten eingreift, ist
diesem Gelegenheit zu geben, sich zu den für die
Entscheidung erheblichen Tatsachen zu äußern.
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Antragsverfahren
§ 25 SGB X - Akteneinsicht durch Beteiligte 
• Die Behörde hat den Beteiligten Einsicht in die das Verfahren betreffenden

Akten zu gestatten, soweit deren Kenntnis zur Geltendmachung oder
Verteidigung ihrer rechtlichen Interessen erforderlich ist. Satz 1 gilt bis zum
Abschluss des Verwaltungsverfahrens nicht für Entwürfe zu
Entscheidungen sowie die Arbeiten zu ihrer unmittelbaren Vorbereitung.

• Soweit die Akten Angaben über gesundheitliche Verhältnisse eines
Beteiligten enthalten, kann die Behörde statt dessen den Inhalt der Akten
dem Beteiligten durch einen Arzt vermitteln lassen.

• Die Akteneinsicht erfolgt bei der Behörde, die die Akten führt. Im Einzelfall
kann die Einsicht auch bei einer anderen Behörde oder bei einer
diplomatischen oder berufskonsularischen Vertretung der Bundesrepublik
Deutschland im Ausland erfolgen; weitere Ausnahmen kann die Behörde,
die die Akten führt, gestatten.

• Soweit die Akteneinsicht zu gestatten ist, können die Beteiligten Auszüge
oder Abschriften selbst fertigen oder sich Ablichtungen durch die Behörde
erteilen lassen. Die Behörde kann Ersatz ihrer Aufwendungen in
angemessenem Umfang verlangen.
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Antragsverfahren
§ 33 SGB X - Bestimmtheit und Form des Verwaltungsaktes

• Ein Verwaltungsakt muss inhaltlich hinreichend bestimmt sein.
• Ein Verwaltungsakt kann schriftlich, elektronisch, mündlich oder in

anderer Weise erlassen werden. Ein mündlicher Verwaltungsakt ist
schriftlich oder elektronisch zu bestätigen, wenn hieran ein
berechtigtes Interesse besteht und der Betroffene dies unverzüglich
verlangt.

• Ein schriftlicher oder elektronischer Verwaltungsakt muss die
erlassende Behörde erkennen lassen und die Unterschrift oder die
Namenswiedergabe des Behördenleiters, seines Vertreters oder
seines Beauftragten enthalten. 2Wird für einen Verwaltungsakt, für
den durch Rechtsvorschrift die Schriftform angeordnet ist, die
elektronische Form verwendet, muss auch das der Signatur
zugrunde liegende qualifizierte Zertifikat oder ein zugehöriges
qualifiziertes Attributzertifikat die erlassende Behörde erkennen
lassen.

5.10.2018RA Christian Au LL.M.



Antragsverfahren
§ 36 X - Rechtsbehelfsbelehrung 

• Erlässt die Behörde einen schriftlichen
Verwaltungsakt oder bestätigt sie schriftlich
einen Verwaltungsakt, ist der durch ihn
beschwerte Beteiligte über den Rechtsbehelf und
die Behörde oder das Gericht, bei denen der
Rechtsbehelf anzubringen ist, deren Sitz, die
einzuhaltende Frist und die Form schriftlich zu
belehren.
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Antragsverfahren
§ 44 SGB X - Rücknahme eines rechtswidrigen 

nicht begünstigenden Verwaltungsaktes 

• Soweit sich im Einzelfall ergibt, dass bei Erlass eines
Verwaltungsaktes das Recht unrichtig angewandt oder von einem
Sachverhalt ausgegangen worden ist, der sich als unrichtig erweist,
und soweit deshalb Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht oder
Beiträge zu Unrecht erhoben worden sind, ist der Verwaltungsakt,
auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, mit Wirkung für die
Vergangenheit zurückzunehmen.

• Ist ein Verwaltungsakt mit Wirkung für die Vergangenheit
zurückgenommen worden, werden Sozialleistungen nach den
Vorschriften der besonderen Teile dieses Gesetzbuches längstens für
einen Zeitraum bis zu vier Jahren vor der Rücknahme erbracht.
Dabei wird der Zeitpunkt der Rücknahme von Beginn des Jahres an
gerechnet, in dem der Verwaltungsakt zurückgenommen wird.
Erfolgt die Rücknahme auf Antrag, tritt bei der Berechnung des
Zeitraumes, für den rückwirkend Leistungen zu erbringen sind,
anstelle der Rücknahme der Antrag.
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Antragsverfahren
§ 45 SGB X - Rücknahme eines rechtswidrigen 

begünstigenden Verwaltungsaktes
• Soweit ein Verwaltungsakt, der ein Recht oder einen rechtlich erheblichen Vorteil

begründet oder bestätigt hat (begünstigender Verwaltungsakt), rechtswidrig ist, darf er,
auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, nur unter den Einschränkungen der Absätze
2 bis 4 ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft oder für die Vergangenheit
zurückgenommen werden.

• Ein rechtswidriger begünstigender Verwaltungsakt darf nicht zurückgenommen werden,
soweit der Begünstigte auf den Bestand des Verwaltungsaktes vertraut hat und sein
Vertrauen unter Abwägung mit dem öffentlichen Interesse an einer Rücknahme
schutzwürdig ist. Das Vertrauen ist in der Regel schutzwürdig, wenn der Begünstigte
erbrachte Leistungen verbraucht oder eine Vermögensdisposition getroffen hat, die er nicht
mehr oder nur unter unzumutbaren Nachteilen rückgängig machen kann. Auf Vertrauen
kann sich der Begünstigte nicht berufen, soweit
• er den Verwaltungsakt durch arglistige Täuschung, Drohung oder Bestechung erwirkt hat,
• der Verwaltungsakt auf Angaben beruht, die der Begünstigte vorsätzlich oder grob fahrlässig

in wesentlicher Beziehung unrichtig oder unvollständig gemacht hat, oder
• er die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht

kannte; grobe Fahrlässigkeit liegt vor, wenn der Begünstigte die erforderliche Sorgfalt in
besonders schwerem Maße verletzt hat.

• Ein rechtswidriger begünstigender Verwaltungsakt mit Dauerwirkung kann nach Absatz 2
nur bis zum Ablauf von zwei Jahren nach seiner Bekanntgabe zurückgenommen werden.

5.10.2018RA Christian Au LL.M.



Antragsverfahren
§ 48 SGB X - Aufhebung eines Verwaltungsaktes mit 

Dauerwirkung bei Änderung der Verhältnisse
• Soweit in den tatsächlichen oder rechtlichen Verhältnissen, die beim Erlass eines

Verwaltungsaktes mit Dauerwirkung vorgelegen haben, eine wesentliche Änderung eintritt,
ist der Verwaltungsakt mit Wirkung für die Zukunft aufzuheben. Der Verwaltungsakt soll
mit Wirkung vom Zeitpunkt der Änderung der Verhältnisse aufgehoben werden, soweit
• die Änderung zugunsten des Betroffenen erfolgt,
• der Betroffene einer durch Rechtsvorschrift vorgeschriebenen Pflicht zur Mitteilung

wesentlicher für ihn nachteiliger Änderungen der Verhältnisse vorsätzlich oder grob fahrlässig
nicht nachgekommen ist,

• nach Antragstellung oder Erlass des Verwaltungsaktes Einkommen oder Vermögen erzielt
worden ist, das zum Wegfall oder zur Minderung des Anspruchs geführt haben würde, oder

• der Betroffene wusste oder nicht wusste, weil er die erforderliche Sorgfalt in besonders
schwerem Maße verletzt hat, dass der sich aus dem Verwaltungsakt ergebende Anspruch kraft
Gesetzes zum Ruhen gekommen oder ganz oder teilweise weggefallen ist.

Als Zeitpunkt der Änderung der Verhältnisse gilt in Fällen, in denen Einkommen oder
Vermögen auf einen zurückliegenden Zeitraum auf Grund der besonderen Teile dieses
Gesetzbuches anzurechnen ist, der Beginn des Anrechnungszeitraumes.

• Der Verwaltungsakt ist im Einzelfall mit Wirkung für die Zukunft auch dann aufzuheben,
wenn der zuständige oberste Gerichtshof des Bundes in ständiger Rechtsprechung
nachträglich das Recht anders auslegt als die Behörde bei Erlass des Verwaltungsaktes und
sich dieses zugunsten des Berechtigten auswirkt; § 44 bleibt unberührt.
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Antragsverfahren
§ 64 SGB X - Kostenfreiheit 

• Für das Verfahren bei den Behörden nach
diesem Gesetzbuch werden keine Gebühren und
Auslagen erhoben.
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Widerspruchsverfahren

§ 78 SGG - Vorverfahren
• Vor Erhebung der Anfechtungsklage sind

Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit des
Verwaltungsaktes in einem Vorverfahren nachzuprüfen.
Eines Vorverfahrens bedarf es nicht, wenn
▫ ein Gesetz dies für besondere Fälle bestimmt oder

▫ der Verwaltungsakt von einer obersten Bundesbehörde,
einer obersten Landesbehörde oder von dem Vorstand der
Bundesagentur für Arbeit erlassen worden ist, außer wenn
ein Gesetz die Nachprüfung vorschreibt

• Für die Verpflichtungsklage gilt Absatz 1 entsprechend,
wenn der Antrag auf Vornahme des Verwaltungsaktes
abgelehnt worden ist.
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Widerspruchsverfahren
§§ 83, 84 SGG – Form und Frist des Widerspruchs
• Das Vorverfahren beginnt mit der Erhebung des Widerspruchs, §

83.
• Der Widerspruch ist binnen eines Monats, nachdem der

Verwaltungsakt dem Beschwerten bekanntgegeben worden ist,
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stelle einzureichen, die den
Verwaltungsakt erlassen hat. Die Frist beträgt bei Bekanntgabe im
Ausland drei Monate, § 84 Abs. 1.

• Die Frist zur Erhebung des Widerspruchs gilt auch dann als
gewahrt, wenn die Widerspruchsschrift bei einer anderen
inländischen Behörde oder bei einem Versicherungsträger oder bei
einer deutschen Konsularbehörde oder, soweit es sich um die
Versicherung von Seeleuten handelt, auch bei einem deutschen
Seemannsamt eingegangen ist. Die Widerspruchsschrift ist
unverzüglich der zuständigen Behörde oder dem zuständigen
Versicherungsträger zuzuleiten, der sie der für die Entscheidung
zuständigen Stelle vorzulegen hat,§ 84 Abs. 2.
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Widerspruchsverfahren
§ 66 SGG – Folgen fehlender/unrichtiger Belehrung

• Die Frist für ein Rechtsmittel oder einen anderen
Rechtsbehelf beginnt nur dann zu laufen, wenn der
Beteiligte über den Rechtsbehelf, die Verwaltungsstelle
oder das Gericht, bei denen der Rechtsbehelf
anzubringen ist, den Sitz und die einzuhaltende Frist
schriftlich oder elektronisch belehrt worden ist.

• Ist die Belehrung unterblieben oder unrichtig erteilt, so
ist die Einlegung des Rechtsbehelfs nur innerhalb eines
Jahres seit Zustellung, Eröffnung oder Verkündung
zulässig, außer wenn die Einlegung vor Ablauf der
Jahresfrist infolge höherer Gewalt unmöglich war oder
eine schriftliche oder elektronische Belehrung dahin
erfolgt ist, dass ein Rechtsbehelf nicht gegeben sei.
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Widerspruchsverfahren
§ 84a SGG - Akteneinsicht

• Für das Vorverfahren gilt § 25 Abs. 4 des
Zehnten Buches Sozialgesetzbuch nicht.

• Das heißt, der Grundsatz, dass die Akteneinsicht
bei der Behörde zu erfolgen hat, die die Akten
führt, gilt im Widerspruchsverfahren nicht.
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Widerspruchsverfahren
§ 85 SGG - Abhilfe, Widerspruchsbescheid

• Wird der Widerspruch für begründet erachtet, so ist ihm
abzuhelfen.

• Wird dem Widerspruch nicht abgeholfen, so erlässt die
zuständige Behörde den Widerspruchsbescheid

• Der Widerspruchsbescheid ist schriftlich zu erlassen, zu
begründen und den Beteiligten bekanntzugeben. (..) Die
Beteiligten sind hierbei über die Zulässigkeit der Klage,
die einzuhaltende Frist und den Sitz des zuständigen
Gerichts zu belehren.
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Widerspruchsverfahren
§ 86a SGG – aufschiebende Wirkung

• Widerspruch und Anfechtungsklage haben
aufschiebende Wirkung.

• Die aufschiebende Wirkung entfällt u.a.
▫ für die Anfechtungsklage in Angelegenheiten der

Sozialversicherung bei Verwaltungsakten, die eine laufende
Leistung herabsetzen oder entziehen (Beispiel:
Rückstufung in der Pflegeversicherung)
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Widerspruchsverfahren

§ 1 BerHG - Beratungshilfe
• Die Kosten im Widerspruchsverfahren werden durch die

Staatskasse getragen, wenn sich der Rechtssuchende (in der Regel
vorab) einen Beratungshilfeschein beim Amtsgericht seines
Wohnortes besorgt.

• Hilfe für die Wahrnehmung von Rechten außerhalb eines
gerichtlichen Verfahrens wird auf Antrag gewährt, wenn
▫ der Rechtsuchende die erforderlichen Mittel nach seinen persönlichen

und wirtschaftlichen Verhältnissen nicht aufbringen kann,
▫ nicht andere Möglichkeiten für eine Hilfe zur Verfügung stehen, deren

Inanspruchnahme dem Rechtsuchenden zuzumuten ist,
▫ die Wahrnehmung der Rechte nicht mutwillig ist.

• Die Stadtstaaten Hamburg, Bremen und Berlin haben von einer
Sonderregelungsbefugnis Gebrauch gemacht. Hier gibt es die
öffentlichen Rechtsauskunftsstellen. Beratungshilfescheine werden
nicht ausgegeben.
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Widerspruchsverfahren

§ 63 SGB X - Erstattung von Kosten im Vorverfahren

• Soweit der Widerspruch erfolgreich ist, hat der
Rechtsträger, dessen Behörde den angefochtenen
Verwaltungsakt erlassen hat, demjenigen, der
Widerspruch erhoben hat, die zur
zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder
Rechtsverteidigung notwendigen Aufwendungen zu
erstatten.

• Die Gebühren und Auslagen eines Rechtsanwalts
oder eines sonstigen Bevollmächtigten im
Vorverfahren sind erstattungsfähig, wenn die
Zuziehung eines Bevollmächtigten notwendig war.
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Sozialgerichtsverfahren
§§ 87, 91 SGG – Klagefrist
• Die Klage ist binnen eines Monats nach Bekanntgabe des

Verwaltungsakts zu erheben. Die Frist beträgt bei
Bekanntgabe im Ausland drei Monate.

• Hat ein Vorverfahren stattgefunden, so beginnt die Frist mit
der Bekanntgabe des Widerspruchsbescheids.

• Die Frist für die Erhebung der Klage gilt auch dann als
gewahrt, wenn die Klageschrift innerhalb der Frist statt bei
dem zuständigen Gericht der Sozialgerichtsbarkeit bei einer
anderen inländischen Behörde oder bei einem
Versicherungsträger oder bei einer deutschen
Konsularbehörde oder, soweit es sich um die Versicherung
von Seeleuten handelt, auch bei einem deutschen
Seemannsamt im Ausland eingegangen ist.

• Die Klageschrift ist unverzüglich an das zuständige Gericht
der Sozialgerichtsbarkeit abzugeben.
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Sozialgerichtsverfahren
§ 73a SGG - Prozesskostenhilfe

• Die Vorschriften der Zivilprozessordnung über die
Prozesskostenhilfe gelten entsprechend. Macht der
Beteiligte, dem Prozesskostenhilfe bewilligt ist, von
seinem Recht, einen Rechtsanwalt zu wählen, nicht
Gebrauch, wird auf Antrag des Beteiligten der
beizuordnende Rechtsanwalt vom Gericht ausgewählt.

• PKH wird gewährt, wenn die Klage /der Eilantrag
hinreichende Aussicht auf Erfolg verspricht und nicht
mutwillig ist.
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Sozialgerichtsverfahren
§ 86b Abs. 2 SGG – einstweilige Anordnung 
• Das Gericht der Hauptsache kann auf Antrag eine einstweilige

Anordnung in Bezug auf den Streitgegenstand treffen, wenn
die Gefahr besteht, dass durch eine Veränderung des
bestehenden Zustands die Verwirklichung eines Rechts des
Antragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert werden
könnte. (Sicherungsanordnung)

• Einstweilige Anordnungen sind auch zur Regelung eines
vorläufigen Zustands in Bezug auf ein streitiges
Rechtsverhältnis zulässig, wenn eine solche Regelung zur
Abwendung wesentlicher Nachteile nötig erscheint.
(Regelungsanordnung)

• Die Anträge sind schon vor Klageerhebung zulässig.
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Sozialgerichtsverfahren
§ 88 SGG – Untätigkeitsklage

• Ist ein Antrag auf Vornahme eines Verwaltungsakts ohne
zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich
nicht beschieden worden, so ist die Klage nicht vor
Ablauf von sechs Monaten seit dem Antrag auf
Vornahme des Verwaltungsakts zulässig.

• Das gleiche gilt, wenn über einen Widerspruch nicht
entschieden worden ist, mit der Maßgabe, dass als
angemessene Frist eine solche von drei Monaten gilt.
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Sozialgerichtsverfahren
§§ 106, 109 SGG – Gutachten

• Gemäß § 106 Abs. 3 SGG kann das Gericht auf Antrag
eine Begutachtung durch einen unabhängigen
Sachverständigen anordnen, der über die Ergebnisse der
Begutachtung ein schriftliches Gutachten erstellt. Die
Kosten trägt die Staatskasse

• Gemäß § 109 SGG kann das Gericht ein Parteigutachten
einholen. Hier schlägt der Kläger den Gutachter vor und
leistet einen Kostenvorschuss. Sollte das Gutachten bei
der Urteilsfindung Berücksichtigung finden, wird der
Vorschuss aus der Staatskasse erstattet.
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SGB IX
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Neufassung des SGB IX

• Teil 1 - Regelungen für Menschen mit
Behinderungen und von Behinderung bedrohte
Menschen

• Teil 2 -Besondere Leistungen zur
selbstbestimmten Lebensführung für Menschen
mit Behinderungen (Eingliederungshilferecht) –
tritt ganz überwiegend 2020 in Kraft

• Teil 3 - Besondere Regelungen zur Teilhabe
schwerbehinderter Menschen
(Schwerbehindertenrecht)
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§ 2 SGB IX – Begriffsbestimmungen

• (1) Menschen mit Behinderungen sind Menschen, die körperliche, seelische, geistige
oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, die sie in Wechselwirkung mit einstellungs-
und umweltbedingten Barrieren an der gleichberechtigten Teilhabe an der
Gesellschaft mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate hindern können.
Eine Beeinträchtigung nach Satz 1 liegt vor, wenn der Körper- und
Gesundheitszustand von dem für das Lebensalter typischen Zustand abweicht.
Menschen sind von Behinderung bedroht, wenn eine Beeinträchtigung nach Satz 1 zu
erwarten ist.

• (2) Menschen sind im Sinne des Teils 3 schwerbehindert, wenn bei ihnen ein Grad
der Behinderung von wenigstens 50 vorliegt und sie ihren Wohnsitz, ihren
gewöhnlichen Aufenthalt oder ihre Beschäftigung auf einem Arbeitsplatz im Sinne
des § 156 rechtmäßig im Geltungsbereich dieses Gesetzbuches haben.

• (3) Schwerbehinderten Menschen gleichgestellt werden sollen Menschen mit
Behinderungen mit einem Grad der Behinderung von weniger als 50, aber
wenigstens 30, bei denen die übrigen Voraussetzungen des Absatzes 2 vorliegen,
wenn sie infolge ihrer Behinderung ohne die Gleichstellung einen geeigneten
Arbeitsplatz im Sinne des § 156 nicht erlangen oder nicht behalten können
(gleichgestellte behinderte Menschen).
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§ 5 SGB IX – Leistungsgruppen

• Zur Teilhabe am Leben in der Gesellschaft werden erbracht:

▫ 1. Leistungen zur medizinischen Rehabilitation,

▫ 2. Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben,

▫ 3. unterhaltssichernde und andere ergänzende Leistungen,

▫ 4. Leistungen zur Teilhabe an Bildung und

▫ 5. Leistungen zur sozialen Teilhabe.
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§ 6 SGB IX – Rehabilitationsträger

• Träger der Leistungen zur Teilhabe (Rehabilitationsträger) können sein:

▫ 1. die gesetzlichen Krankenkassen für Leistungen nach § 5 Nummer 1 und 3,

▫ 2. die Bundesagentur für Arbeit für Leistungen nach § 5 Nummer 2 und 3,

▫ 3. die Träger der gesetzlichen Unfallversicherung für Leistungen nach § 5 Nummer 1 bis 3 und
5; für Versicherte nach § 2 Absatz 1 Nummer 8 des Siebten Buches die für diese zuständigen
Unfallversicherungsträger für Leistungen nach § 5 Nummer 1 bis 5,

▫ 4. die Träger der gesetzlichen Rentenversicherung für Leistungen nach § 5 Nummer 1 bis 3,
der Träger der Alterssicherung der Landwirte für Leistungen nach § 5 Nummer 1 und 3,

▫ 5. die Träger der Kriegsopferversorgung und die Träger der Kriegsopferfürsorge im Rahmen
des Rechts der sozialen Entschädigung bei Gesundheitsschäden für Leistungen nach § 5
Nummer 1 bis 5,

▫ 6. die Träger der öffentlichen Jugendhilfe für Leistungen nach § 5 Nummer 1, 2, 4 und 5 sowie

▫ 7. die Träger der Eingliederungshilfe für Leistungen nach § 5 Nummer 1, 2, 4 und 5.
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§ 10 SGB IX – Sicherung der 

Erwerbsfähigkeit
• Soweit es im Einzelfall geboten ist, prüft der zuständige Rehabilitationsträger

gleichzeitig mit der Einleitung einer Leistung zur medizinischen Rehabilitation,
während ihrer Ausführung und nach ihrem Abschluss, ob durch geeignete
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben die Erwerbsfähigkeit von Menschen mit
Behinderungen oder von Behinderung bedrohten Menschen erhalten, gebessert oder
wiederhergestellt werden kann. Er beteiligt die Bundesagentur für Arbeit nach § 54.

• Wird während einer Leistung zur medizinischen Rehabilitation erkennbar, dass der
bisherige Arbeitsplatz gefährdet ist, wird mit den Betroffenen sowie dem zuständigen
Rehabilitationsträger unverzüglich geklärt, ob Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben erforderlich sind.

• Bei der Prüfung nach den Absätzen 1 und 2 wird zur Klärung eines Hilfebedarfs nach
Teil 3 auch das Integrationsamt beteiligt.
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§ 10 SGB IX – Sicherung der 

Erwerbsfähigkeit
• Die Rehabilitationsträger haben in den Fällen nach den Absätzen 1 und 2 auf eine

frühzeitige Antragstellung im Sinne von § 12 nach allen in Betracht kommenden
Leistungsgesetzen hinzuwirken und den Antrag ungeachtet ihrer Zuständigkeit für
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben entgegenzunehmen. Soweit es erforderlich
ist, beteiligen sie unverzüglich die zuständigen Rehabilitationsträger zur
Koordinierung der Leistungen nach Kapitel 4.

• Die Rehabilitationsträger wirken auch in den Fällen der Hinzuziehung durch
Arbeitgeber infolge einer Arbeitsplatzgefährdung nach § 167 Absatz 2 Satz 4 auf eine
frühzeitige Antragstellung auf Leistungen zur Teilhabe nach allen in Betracht
kommenden Leistungsgesetzen hin. Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend.
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§ 14 SGB IX – Leistender 

Rehabilitationsträger
• Werden Leistungen zur Teilhabe beantragt, stellt der Rehabilitationsträger innerhalb

von zwei Wochen nach Eingang des Antrages bei ihm fest, ob er nach dem für ihn
geltenden Leistungsgesetz für die Leistung zuständig ist; bei den Krankenkassen
umfasst die Prüfung auch die Leistungspflicht nach § 40 Absatz 4 des Fünften
Buches. Stellt er bei der Prüfung fest, dass er für die Leistung insgesamt nicht
zuständig ist, leitet er den Antrag unverzüglich dem nach seiner Auffassung
zuständigen Rehabilitationsträger zu und unterrichtet hierüber den Antragsteller.
Muss für eine solche Feststellung die Ursache der Behinderung geklärt werden und
ist diese Klärung in der Frist nach Satz 1 nicht möglich, soll der Antrag unverzüglich
dem Rehabilitationsträger zugeleitet werden, der die Leistung ohne Rücksicht auf die
Ursache der Behinderung erbringt. Wird der Antrag bei der Bundesagentur für Arbeit
gestellt, werden bei der Prüfung nach den Sätzen 1 und 2 keine Feststellungen nach §
11 Absatz 2a Nummer 1 des Sechsten Buches und § 22 Absatz 2 des Dritten Buches
getroffen.
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§ 14 SGB IX – Leistender 

Rehabilitationsträger
• Wird der Antrag nicht weitergeleitet, stellt der Rehabilitationsträger den

Rehabilitationsbedarf anhand der Instrumente zur Bedarfsermittlung nach § 13
unverzüglich und umfassend fest und erbringt die Leistungen (leistender
Rehabilitationsträger). Muss für diese Feststellung kein Gutachten eingeholt werden,
entscheidet der leistende Rehabilitationsträger innerhalb von drei Wochen nach
Antragseingang. Ist für die Feststellung des Rehabilitationsbedarfs ein Gutachten
erforderlich, wird die Entscheidung innerhalb von zwei Wochen nach Vorliegen des
Gutachtens getroffen. Wird der Antrag weitergeleitet, gelten die Sätze 1 bis 3 für den
Rehabilitationsträger, an den der Antrag weitergeleitet worden ist, entsprechend; die
Frist beginnt mit dem Antragseingang bei diesem Rehabilitationsträger. In den
Fällen der Anforderung einer gutachterlichen Stellungnahme bei der Bundesagentur
für Arbeit nach § 54 gilt Satz 3 entsprechend.
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§ 14 SGB IX – Leistender 

Rehabilitationsträger
• Ist der Rehabilitationsträger, an den der Antrag nach Absatz 1 Satz 2 weitergeleitet

worden ist, nach dem für ihn geltenden Leistungsgesetz für die Leistung insgesamt
nicht zuständig, kann er den Antrag im Einvernehmen mit dem nach seiner
Auffassung zuständigen Rehabilitationsträger an diesen weiterleiten, damit von
diesem als leistendem Rehabilitationsträger über den Antrag innerhalb der bereits
nach Absatz 2 Satz 4 laufenden Fristen entschieden wird und unterrichtet hierüber
den Antragsteller.

• Die Absätze 1 bis 3 gelten sinngemäß, wenn der Rehabilitationsträger Leistungen von
Amts wegen erbringt. Dabei tritt an die Stelle des Tages der Antragstellung der Tag
der Kenntnis des voraussichtlichen Rehabilitationsbedarfs.

• Für die Weiterleitung des Antrages ist § 16 Absatz 2 Satz 1 des Ersten Buches nicht
anzuwenden, wenn und soweit Leistungen zur Teilhabe bei einem
Rehabilitationsträger beantragt werden.
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§ 29 SGB IX – Persönliches Budget

• Auf Antrag der Leistungsberechtigten werden Leistungen zur Teilhabe durch die
Leistungsform eines Persönlichen Budgets ausgeführt, um den Leistungsberechtigten
in eigener Verantwortung ein möglichst selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen. Bei
der Ausführung des Persönlichen Budgets sind nach Maßgabe des individuell
festgestellten Bedarfs die Rehabilitationsträger, die Pflegekassen und die
Integrationsämter beteiligt. Das Persönliche Budget wird von den beteiligten
Leistungsträgern trägerübergreifend als Komplexleistung erbracht. Das Persönliche
Budget kann auch nicht trägerübergreifend von einem einzelnen Leistungsträger
erbracht werden. Budgetfähig sind auch die neben den Leistungen nach Satz 1
erforderlichen Leistungen der Krankenkassen und der Pflegekassen, Leistungen der
Träger der Unfallversicherung bei Pflegebedürftigkeit sowie Hilfe zur Pflege der
Sozialhilfe, die sich auf alltägliche und regelmäßig wiederkehrende Bedarfe beziehen
und als Geldleistungen oder durch Gutscheine erbracht werden können. An die
Entscheidung sind die Leistungsberechtigten für die Dauer von sechs Monaten
gebunden.
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§ 29 SGB IX – Persönliches Budget

• Persönliche Budgets werden in der Regel als Geldleistung ausgeführt, bei laufenden
Leistungen monatlich. In begründeten Fällen sind Gutscheine auszugeben. Mit der
Auszahlung oder der Ausgabe von Gutscheinen an die Leistungsberechtigten gilt
deren Anspruch gegen die beteiligten Leistungsträger insoweit als erfüllt. Das
Bedarfsermittlungsverfahren für laufende Leistungen wird in der Regel im Abstand
von zwei Jahren wiederholt. In begründeten Fällen kann davon abgewichen werden.
Persönliche Budgets werden auf der Grundlage der nach Kapitel 4 getroffenen
Feststellungen so bemessen, dass der individuell festgestellte Bedarf gedeckt wird
und die erforderliche Beratung und Unterstützung erfolgen kann. Dabei soll die
Höhe des Persönlichen Budgets die Kosten aller bisher individuell festgestellten
Leistungen nicht überschreiten, die ohne das Persönliche Budget zu erbringen sind. §
35a des Elften Buches bleibt unberührt.
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§ 29 SGB IX – Persönliches Budget

• Werden Leistungen zur Teilhabe in der Leistungsform des Persönlichen Budgets
beantragt, ist der nach § 14 leistende Rehabilitationsträger für die Durchführung des
Verfahrens zuständig. Satz 1 findet entsprechend Anwendung auf die Pflegekassen
und die Integrationsämter. Enthält das Persönliche Budget Leistungen, für die der
Leistungsträger nach den Sätzen 1 und 2 nicht Leistungsträger nach § 6 Absatz 1 sein
kann, leitet er den Antrag insoweit unverzüglich dem nach seiner Auffassung
zuständigen Leistungsträger nach § 15 zu.
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§ 29 SGB IX – Persönliches Budget

• Der Leistungsträger nach Absatz 3 und die Leistungsberechtigten schließen zur Umsetzung
des Persönlichen Budgets eine Zielvereinbarung ab. Sie enthält mindestens Regelungen
über

▫ 1. die Ausrichtung der individuellen Förder- und Leistungsziele,

▫ 2. die Erforderlichkeit eines Nachweises zur Deckung des festgestellten individuellen Bedarfs,

▫ 3. die Qualitätssicherung sowie

▫ 4. die Höhe der Teil- und des Gesamtbudgets.

Satz 1 findet keine Anwendung, wenn allein Pflegekassen Leistungsträger nach Absatz 3
sind und sie das Persönliche Budget nach Absatz 1 Satz 4 erbringen. Die Beteiligten, die die
Zielvereinbarung abgeschlossen haben, können diese aus wichtigem Grund mit sofortiger
Wirkung schriftlich kündigen, wenn ihnen die Fortsetzung der Vereinbarung nicht
zumutbar ist. Ein wichtiger Grund kann für die Leistungsberechtigten insbesondere in der
persönlichen Lebenssituation liegen. Für den Leistungsträger kann ein wichtiger Grund
dann vorliegen, wenn die Leistungsberechtigten die Vereinbarung, insbesondere
hinsichtlich des Nachweises zur Bedarfsdeckung und der Qualitätssicherung nicht
einhalten. Im Fall der Kündigung der Zielvereinbarung wird der Verwaltungsakt
aufgehoben. Die Zielvereinbarung wird im Rahmen des Bedarfsermittlungsverfahrens für
die Dauer des Bewilligungszeitraumes der Leistungen in Form des Persönlichen Budgets
abgeschlossen.
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§ 56 SGB IX – Leistungen in Werkstätten für 

behinderte Menschen
• Leistungen in anerkannten Werkstätten für behinderte Menschen (§ 219) werden 

erbracht, um die Leistungs- oder Erwerbsfähigkeit der Menschen mit Behinderungen 
zu erhalten, zu entwickeln, zu verbessern oder wiederherzustellen, die Persönlichkeit 
dieser Menschen weiterzuentwickeln und ihre Beschäftigung zu ermöglichen oder zu 
sichern.
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§ 57 SGB IX – Leistungen im Eingangsverfahren 

und im Berufsbildungsbereich
• Leistungen im Eingangsverfahren und im Berufsbildungsbereich einer anerkannten 

Werkstatt für behinderte Menschen erhalten Menschen mit Behinderungen 
▫ 1. im Eingangsverfahren zur Feststellung, ob die Werkstatt die geeignete Einrichtung für die 

Teilhabe des Menschen mit Behinderungen am Arbeitsleben ist sowie welche Bereiche der 
Werkstatt und welche Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben für die Menschen mit 
Behinderungen in Betracht kommen, und um einen Eingliederungsplan zu erstellen;

▫ 2. im Berufsbildungsbereich, wenn die Leistungen erforderlich sind, um die Leistungs- oder 
Erwerbsfähigkeit des Menschen mit Behinderungen so weit wie möglich zu entwickeln, zu 
verbessern oder wiederherzustellen und erwartet werden kann, dass der Mensch mit 
Behinderungen nach Teilnahme an diesen Leistungen in der Lage ist, wenigstens ein 
Mindestmaß wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung im Sinne des § 219 zu erbringen.

• Die Leistungen im Eingangsverfahren werden für drei Monate erbracht. Die 
Leistungsdauer kann auf bis zu vier Wochen verkürzt werden, wenn während des 
Eingangsverfahrens im Einzelfall festgestellt wird, dass eine kürzere Leistungsdauer 
ausreichend ist.
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§ 57 SGB IX – Leistungen im Eingangsverfahren 

und im Berufsbildungsbereich

• Die Leistungen im Berufsbildungsbereich werden für zwei Jahre erbracht. Sie 
werden in der Regel zunächst für ein Jahr bewilligt. Sie werden für ein weiteres 
Jahr bewilligt, wenn auf Grund einer fachlichen Stellungnahme, die rechtzeitig 
vor Ablauf des Förderzeitraums nach Satz 2 abzugeben ist, angenommen wird, 
dass die Leistungsfähigkeit des Menschen mit Behinderungen weiterentwickelt 
oder wiedergewonnen werden kann.

• Zeiten der individuellen betrieblichen Qualifizierung im Rahmen einer 
Unterstützten Beschäftigung nach § 55 werden zur Hälfte auf die Dauer des 
Berufsbildungsbereichs angerechnet. Allerdings dürfen die Zeiten individueller 
betrieblicher Qualifizierung und die Zeiten des Berufsbildungsbereichs 
insgesamt nicht mehr als 36 Monate betragen.
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§ 58 SGB IX – Leistungen im Arbeitsbereich

• Leistungen im Arbeitsbereich einer anerkannten Werkstatt für behinderte Menschen 
erhalten Menschen mit Behinderungen, bei denen wegen Art oder Schwere der 
Behinderung 

▫ 1. eine Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt einschließlich einer Beschäftigung in 
einem Inklusionsbetrieb (§ 215) oder

▫ 2. eine Berufsvorbereitung, eine individuelle betriebliche Qualifizierung im Rahmen 
Unterstützter Beschäftigung, eine berufliche Anpassung und Weiterbildung oder eine 
berufliche Ausbildung (§ 49 Absatz 3 Nummer 2 bis 6)

nicht, noch nicht oder noch nicht wieder in Betracht kommt und die in der Lage sind, 
wenigstens ein Mindestmaß wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung zu erbringen. 
Leistungen im Arbeitsbereich werden im Anschluss an Leistungen im Berufs-
bildungsbereich (§ 57) oder an entsprechende Leistungen bei einem anderen 
Leistungsanbieter (§ 60) erbracht; hiervon kann abgewichen werden, wenn der 
Mensch mit Behinderungen bereits über die für die in Aussicht genommene Beschäf-
tigung erforderliche Leistungsfähigkeit verfügt, die er durch eine Beschäftigung auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt erworben hat. Die Leistungen sollen in der Regel 
längstens bis zum Ablauf des Monats erbracht werden, in dem das für die Regel-
altersrente im Sinne des Sechsten Buches erforderliche Lebensalter erreicht wird.
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§ 58 SGB IX – Leistungen im Arbeitsbereich

• Die Leistungen im Arbeitsbereich sind gerichtet auf 

▫ 1. die Aufnahme, Ausübung und Sicherung einer der Eignung und Neigung des Menschen mit 
Behinderungen entsprechenden Beschäftigung,

▫ 2. die Teilnahme an arbeitsbegleitenden Maßnahmen zur Erhaltung und Verbesserung der im 
Berufsbildungsbereich erworbenen Leistungsfähigkeit und zur Weiterentwicklung der 
Persönlichkeit sowie

▫ 3. die Förderung des Übergangs geeigneter Menschen mit Behinderungen auf den 
allgemeinen Arbeitsmarkt durch geeignete Maßnahmen.
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§ 58 SGB IX – Leistungen im Arbeitsbereich

• Die Werkstätten erhalten für die Leistungen nach Absatz 2 vom zuständigen 
Rehabilitationsträger angemessene Vergütungen, die den Grundsätzen der 
Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Leistungsfähigkeit entsprechen. Die 
Vergütungen berücksichtigen 
▫ 1. alle für die Erfüllung der Aufgaben und der fachlichen Anforderungen der Werkstatt 

notwendigen Kosten sowie
▫ 2. die mit der wirtschaftlichen Betätigung der Werkstatt in Zusammenhang stehenden Kosten, 

soweit diese unter Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse in der Werkstatt und der 
dort beschäftigten Menschen mit Behinderungen nach Art und Umfang über die in einem 
Wirtschaftsunternehmen üblicherweise entstehenden Kosten hinausgehen.

Können die Kosten der Werkstatt nach Satz 2 Nummer 2 im Einzelfall nicht ermittelt 
werden, kann eine Vergütungspauschale für diese werkstattspezifischen Kosten der 
wirtschaftlichen Betätigung der Werkstatt vereinbart werden.

• Bei der Ermittlung des Arbeitsergebnisses der Werkstatt nach § 12 Absatz 4 der 
Werkstättenverordnung werden die Auswirkungen der Vergütungen auf die Höhe des 
Arbeitsergebnisses dargestellt. Dabei wird getrennt ausgewiesen, ob sich durch die 
Vergütung Verluste oder Gewinne ergeben. Das Arbeitsergebnis der Werkstatt darf 
nicht zur Minderung der Vergütungen nach Absatz 3 verwendet werden.
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§ 59 SGB IX - Arbeitsförderungsgeld

• Die Werkstätten für behinderte Menschen erhalten von dem zuständigen
Rehabilitationsträger zur Auszahlung an die im Arbeitsbereich beschäftigten
Menschen mit Behinderungen zusätzlich zu den Vergütungen nach § 58 Absatz 3 ein
Arbeitsförderungsgeld. Das Arbeitsförderungsgeld beträgt monatlich 52 Euro für
jeden im Arbeitsbereich beschäftigten Menschen mit Behinderungen, dessen
Arbeitsentgelt zusammen mit dem Arbeitsförderungsgeld den Betrag von 351 Euro
nicht übersteigt. Ist das Arbeitsentgelt höher als 299 Euro, beträgt das
Arbeitsförderungsgeld monatlich den Differenzbetrag zwischen dem Arbeitsentgelt
und 351 Euro.

• Das Arbeitsförderungsgeld bleibt bei Sozialleistungen, deren Zahlung von anderen
Einkommen abhängig ist, als Einkommen unberücksichtigt.
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§ 60 SGB IX – Andere Leistungsanbieter

• Menschen mit Behinderungen, die Anspruch auf Leistungen nach den §§ 57 und 58
haben, können diese auch bei einem anderen Leistungsanbieter in Anspruch
nehmen.

• Die Vorschriften für Werkstätten für behinderte Menschen gelten mit folgenden
Maßgaben für andere Leistungsanbieter:

▫ 1. sie bedürfen nicht der förmlichen Anerkennung,

▫ 2. sie müssen nicht über eine Mindestplatzzahl und die für die Erbringung der Leistungen in
Werkstätten erforderliche räumliche und sächliche Ausstattung verfügen,

▫ 3. sie können ihr Angebot auf Leistungen nach § 57 oder § 58 oder Teile solcher Leistungen
beschränken,

▫ 4. sie sind nicht verpflichtet, Menschen mit Behinderungen Leistungen nach § 57 oder § 58 zu
erbringen, wenn und solange die Leistungsvoraussetzungen vorliegen,

▫ 5. eine dem Werkstattrat vergleichbare Vertretung wird ab fünf Wahlberechtigten gewählt. Sie
besteht bei bis zu 20 Wahlberechtigten aus einem Mitglied und

▫ 6. eine Frauenbeauftragte wird ab fünf wahlberechtigten Frauen gewählt, eine Stellvertreterin
ab 20 wahlberechtigten Frauen.
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§ 60 SGB IX – Andere Leistungsanbieter

• Eine Verpflichtung des Leistungsträgers, Leistungen durch andere Leistungsanbieter
zu ermöglichen, besteht nicht.

• Für das Rechtsverhältnis zwischen dem anderen Leistungsanbieter und dem
Menschen mit Behinderungen gilt § 221 entsprechend.
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§ 61 SGB IX – Budget für Arbeit

• Menschen mit Behinderungen, die Anspruch auf Leistungen nach § 58 haben und
denen von einem privaten oder öffentlichen Arbeitgeber ein
sozialversicherungspflichtiges Arbeitsverhältnis mit einer tarifvertraglichen oder
ortsüblichen Entlohnung angeboten wird, erhalten mit Abschluss dieses
Arbeitsvertrages als Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben ein Budget für Arbeit.

• Das Budget für Arbeit umfasst einen Lohnkostenzuschuss an den Arbeitgeber zum
Ausgleich der Leistungsminderung des Beschäftigten und die Aufwendungen für die
wegen der Behinderung erforderliche Anleitung und Begleitung am Arbeitsplatz. Der
Lohnkostenzuschuss beträgt bis zu 75 Prozent des vom Arbeitgeber regelmäßig
gezahlten Arbeitsentgelts, höchstens jedoch 40 Prozent der monatlichen Bezugsgröße
nach § 18 Absatz 1 des Vierten Buches. Dauer und Umfang der Leistungen
bestimmen sich nach den Umständen des Einzelfalles. Durch Landesrecht kann von
dem Prozentsatz der Bezugsgröße nach Satz 2 zweiter Halbsatz nach oben
abgewichen werden.
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§ 61 SGB IX – Budget für Arbeit

• Ein Lohnkostenzuschuss ist ausgeschlossen, wenn zu vermuten ist, dass der
Arbeitgeber die Beendigung eines anderen Beschäftigungsverhältnisses veranlasst
hat, um durch die ersatzweise Einstellung eines Menschen mit Behinderungen den
Lohnkostenzuschuss zu erhalten.

• Die am Arbeitsplatz wegen der Behinderung erforderliche Anleitung und Begleitung
kann von mehreren Leistungsberechtigten gemeinsam in Anspruch genommen
werden.

• Eine Verpflichtung des Leistungsträgers, Leistungen zur Beschäftigung bei privaten
oder öffentlichen Arbeitgebern zu ermöglichen, besteht nicht.
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§ 62 SGB IX – Wahlrecht des Menschen mit 

Behinderungen
• Auf Wunsch des Menschen mit Behinderungen werden die Leistungen nach den §§

57 und 58 von einer nach § 225 anerkannten Werkstatt für behinderte Menschen,
von dieser zusammen mit einem oder mehreren anderen Leistungsanbietern oder
von einem oder mehreren anderen Leistungsanbietern erbracht.

• Werden Teile einer Leistung im Verantwortungsbereich einer Werkstatt für
behinderte Menschen oder eines anderen Leistungsanbieters erbracht, so bedarf die
Leistungserbringung der Zustimmung des unmittelbar verantwortlichen
Leistungsanbieters.
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SGB XII
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§ 8 SGB XII - Leistungen

• Die Sozialhilfe umfasst:
▫ 1. Hilfe zum Lebensunterhalt (§§ 27 bis 40),

▫ 2. Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (§§ 41 bis
46b),

▫ 3. Hilfen zur Gesundheit (§§ 47 bis 52),

▫ 4. Eingliederungshilfe für behinderte Menschen (§§ 53
bis 60a),

▫ 5. Hilfe zur Pflege (§§ 61 bis 66a),

▫ 6. Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten (§§
67 bis 69),

▫ 7. Hilfe in anderen Lebenslagen (§§ 70 bis 74)

• sowie die jeweils gebotene Beratung und Unterstützung.
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§ 53 SGB XII - Leistungsberechtigte und 

Aufgabe
• Personen, die durch eine Behinderung im Sinne von § 2 Abs. 1 Satz 1 des Neunten

Buches wesentlich in ihrer Fähigkeit, an der Gesellschaft teilzuhaben, eingeschränkt
oder von einer solchen wesentlichen Behinderung bedroht sind, erhalten Leistungen
der Eingliederungshilfe, wenn und solange nach der Besonderheit des Einzelfalles,
insbesondere nach Art oder Schwere der Behinderung, Aussicht besteht, dass die
Aufgabe der Eingliederungshilfe erfüllt werden kann. Personen mit einer anderen
körperlichen, geistigen oder seelischen Behinderung können Leistungen der
Eingliederungshilfe erhalten.

• Von einer Behinderung bedroht sind Personen, bei denen der Eintritt der
Behinderung nach fachlicher Erkenntnis mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten
ist. Dies gilt für Personen, für die vorbeugende Gesundheitshilfe und Hilfe bei
Krankheit nach den §§ 47 und 48 erforderlich ist, nur, wenn auch bei Durchführung
dieser Leistungen eine Behinderung einzutreten droht.
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§ 53 SGB XII - Leistungsberechtigte und 

Aufgabe
• Besondere Aufgabe der Eingliederungshilfe ist es, eine drohende Behinderung zu

verhüten oder eine Behinderung oder deren Folgen zu beseitigen oder zu mildern
und die behinderten Menschen in die Gesellschaft einzugliedern. Hierzu gehört
insbesondere, den behinderten Menschen die Teilnahme am Leben in der
Gemeinschaft zu ermöglichen oder zu erleichtern, ihnen die Ausübung eines
angemessenen Berufs oder einer sonstigen angemessenen Tätigkeit zu ermöglichen
oder sie so weit wie möglich unabhängig von Pflege zu machen.

• Für die Leistungen zur Teilhabe gelten die Vorschriften des Neunten Buches, soweit
sich aus diesem Buch und den auf Grund dieses Buches erlassenen
Rechtsverordnungen nichts Abweichendes ergibt. Die Zuständigkeit und die
Voraussetzungen für die Leistungen zur Teilhabe richten sich nach diesem Buch.
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§ 54 SGB XII – Leistungen der 

Eingliederungshilfe
• Leistungen der Eingliederungshilfe sind neben den Leistungen nach § 140 und neben

den Leistungen nach den §§ 26 und 55 des Neunten Buches in der am 31. Dezember
2017 geltenden Fassung insbesondere

▫ 1. Hilfen zu einer angemessenen Schulbildung, insbesondere im Rahmen der allgemeinen
Schulpflicht und zum Besuch weiterführender Schulen einschließlich der Vorbereitung hierzu;
die Bestimmungen über die Ermöglichung der Schulbildung im Rahmen der allgemeinen
Schulpflicht bleiben unberührt,

▫ 2. Hilfe zur schulischen Ausbildung für einen angemessenen Beruf einschließlich des Besuchs
einer Hochschule,

▫ 3. Hilfe zur Ausbildung für eine sonstige angemessene Tätigkeit,

▫ 4. Hilfe in vergleichbaren sonstigen Beschäftigungsstätten nach § 56,

▫ 5. nachgehende Hilfe zur Sicherung der Wirksamkeit der ärztlichen und ärztlich verordneten
Leistungen und zur Sicherung der Teilhabe der behinderten Menschen am Arbeitsleben.

Die Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und zur Teilhabe am Arbeitsleben
entsprechen jeweils den Rehabilitationsleistungen der gesetzlichen
Krankenversicherung oder der Bundesagentur für Arbeit.
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§ 54 SGB XII – Leistungen der 

Eingliederungshilfe
• Erhalten behinderte oder von einer Behinderung bedrohte Menschen in einer

stationären Einrichtung Leistungen der Eingliederungshilfe, können ihnen oder
ihren Angehörigen zum gegenseitigen Besuch Beihilfen geleistet werden, soweit es im
Einzelfall erforderlich ist.

• Eine Leistung der Eingliederungshilfe ist auch die Hilfe für die Betreuung in einer
Pflegefamilie, soweit eine geeignete Pflegeperson Kinder und Jugendliche über Tag
und Nacht in ihrem Haushalt versorgt und dadurch der Aufenthalt in einer
vollstationären Einrichtung der Behindertenhilfe vermieden oder beendet werden
kann. Die Pflegeperson bedarf einer Erlaubnis nach § 44 des Achten Buches. Diese
Regelung tritt am 31. Dezember 2018 außer Kraft. (Anm.: Die Befristung wird zeitnah
aufgehoben werden.)
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§ 26 SGB IX a.F. (weiterhin gültig bis 1.1.2020) -

Leistungen zur medizinischen Rehabilitation

• (1) Zur medizinischen Rehabilitation behinderter und von Behinderung bedrohter
Menschen werden die erforderlichen Leistungen erbracht, um

▫ 1. Behinderungen einschließlich chronischer Krankheiten abzuwenden, zu beseitigen, zu mindern,
auszugleichen, eine Verschlimmerung zu verhüten oder

▫ 2. Einschränkungen der Erwerbsfähigkeit und Pflegebedürftigkeit zu vermeiden, zu überwinden, zu
mindern, eine Verschlimmerung zu verhüten sowie den vorzeitigen Bezug von laufenden
Sozialleistungen zu vermeiden oder laufende Sozialleistungen zu mindern.

• (2) Leistungen zur medizinischen Rehabilitation umfassen insbesondere

▫ 1. Behandlung durch Ärzte, Zahnärzte und Angehörige anderer Heilberufe, soweit deren Leistungen
unter ärztlicher Aufsicht oder auf ärztliche Anordnung ausgeführt werden, einschließlich der
Anleitung, eigene Heilungskräfte zu entwickeln,

▫ 2. Früherkennung und Frühförderung behinderter und von Behinderung bedrohter Kinder,

▫ 3. Arznei- und Verbandmittel,

▫ 4. Heilmittel einschließlich physikalischer, Sprach- und Beschäftigungstherapie,

▫ 5. Psychotherapie als ärztliche und psychotherapeutische Behandlung,

▫ 6. Hilfsmittel,

▫ 7. Belastungserprobung und Arbeitstherapie.
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§ 26 SGB IX a.F. (weiterhin gültig bis 1.1.2020) -

Leistungen zur medizinischen Rehabilitation

• (3) Bestandteil der Leistungen nach Absatz 1 sind auch medizinische, psychologische und
pädagogische Hilfen, soweit diese Leistungen im Einzelfall erforderlich sind, um die in
Absatz 1 genannten Ziele zu erreichen oder zu sichern und Krankheitsfolgen zu vermeiden,
zu überwinden, zu mindern oder ihre Verschlimmerung zu verhüten, insbesondere

▫ 1. Hilfen zur Unterstützung bei der Krankheits- und Behinderungsverarbeitung,

▫ 2. Aktivierung von Selbsthilfepotentialen,

▫ 3. mit Zustimmung der Leistungsberechtigten Information und Beratung von Partnern und
Angehörigen sowie von Vorgesetzten und Kollegen,

▫ 4. Vermittlung von Kontakten zu örtlichen Selbsthilfe- und Beratungsmöglichkeiten,

▫ 5. Hilfen zur seelischen Stabilisierung und zur Förderung der sozialen Kompetenz, unter anderem
durch Training sozialer und kommunikativer Fähigkeiten und im Umgang mit Krisensituationen,

▫ 6. Training lebenspraktischer Fähigkeiten,

▫ 7. Anleitung und Motivation zur Inanspruchnahme von Leistungen der medizinischen
Rehabilitation.
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§ 55 SGB IX a.F. (weiterhin gültig bis 1.1.2020) -

Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft

• (1) Als Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft werden die
Leistungen erbracht, die den behinderten Menschen die Teilhabe am Leben in der
Gesellschaft ermöglichen oder sichern oder sie so weit wie möglich unabhängig von
Pflege machen und nach den Kapiteln 4 bis 6 nicht erbracht werden.

• (2) Leistungen nach Absatz 1 sind insbesondere

▫ 1. Versorgung mit anderen als den in § 31 genannten Hilfsmitteln oder den in § 33 genannten
Hilfen,

▫ 2. heilpädagogische Leistungen für Kinder, die noch nicht eingeschult sind,

▫ 3. Hilfen zum Erwerb praktischer Kenntnisse und Fähigkeiten, die erforderlich und geeignet
sind, behinderten Menschen die für sie erreichbare Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft
zu ermöglichen,

▫ 4. Hilfen zur Förderung der Verständigung mit der Umwelt,

▫ 5. Hilfen bei der Beschaffung, dem Umbau, der Ausstattung und der Erhaltung einer
Wohnung, die den besonderen Bedürfnissen der behinderten Menschen entspricht,

▫ 6. Hilfen zu selbstbestimmtem Leben in betreuten Wohnmöglichkeiten,

▫ 7. Hilfen zur Teilhabe am gemeinschaftlichen und kulturellen Leben.
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§ 60 SGB  XII - Verordnungsermächtigung

• Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates
Bestimmungen über die Abgrenzung des leistungsberechtigten Personenkreises der behinderten
Menschen, über Art und Umfang der Leistungen der Eingliederungshilfe sowie über das
Zusammenwirken mit anderen Stellen, die den Leistungen der Eingliederungshilfe entsprechende
Leistungen durchführen, erlassen.

• Eingliederungshilfe-VO
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§ 60a SGB XII - Sonderregelungen zum 

Einsatz von Vermögen

• Bis zum 31. Dezember 2019 gilt für Personen, die Leistungen der
Eingliederungshilfe erhalten, ein zusätzlicher Betrag von bis zu 25 000
Euro für die Lebensführung und die Alterssicherung im Sinne von § 90
Absatz 3 Satz 2 als angemessen; § 90 Absatz 3 Satz 1 bleibt unberührt
(besondere Härte).
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§ 140 SGB XII - Teilhabe am Arbeitsleben

• Leistungen zur Beschäftigung erhalten Personen nach § 53, die die
Voraussetzungen nach § 58 Absatz 1 Satz 1 des Neunten Buches erfüllen.

• Leistungen zur Beschäftigung umfassen

▫ 1. Leistungen im Arbeitsbereich anerkannter Werkstätten für behinderte
Menschen nach den §§ 58 und 62 des Neunten Buches,

▫ 2. Leistungen bei anderen Leistungsanbietern nach den §§ 60 und 62 des
Neunten Buches sowie

▫ 3. Leistungen bei privaten und öffentlichen Arbeitgebern nach § 61 des Neunten
Buches.
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§ 140 SGB XII - Teilhabe am Arbeitsleben

• Leistungen nach Absatz 2 umfassen auch Gegenstände und Hilfsmittel, die
wegen der gesundheitlichen Beeinträchtigung zur Aufnahme oder
Fortsetzung der Beschäftigung erforderlich sind. Voraussetzung für eine
Hilfsmittelversorgung ist, dass der Leistungsberechtigte das Hilfsmittel
bedienen kann. Die Versorgung mit Hilfsmitteln schließt eine notwendige
Unterweisung im Gebrauch und eine notwendige Instandhaltung oder
Änderung ein. Die Ersatzbeschaffung des Hilfsmittels erfolgt, wenn sie
infolge der körperlichen Entwicklung der Leistungsberechtigten notwendig
ist oder das Hilfsmittel aus anderen Gründen ungeeignet oder unbrauchbar
geworden ist.

• Zu den Leistungen nach Absatz 2 Nummer 1 und 2 gehört auch das
Arbeitsförderungsgeld nach § 59 des Neunten Buches.
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!
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